
Zu einem Pressegespräch luden Vertreter des Starnberger Stadtrates am Freitag, 21.09.2018, 16.30 Uhr, ein. Sie nahmen Stellung zu den Vorwürfen der Starnberger Bürgerinitiative gegen den B2-Tunnel sowie Bürgermeisterin Eva John auf deren Mitgliederversammlung am Mittwoch, 18.09.2018.

Die Stadträtinnen und Stadträte, Christiane Falk, Stefan Frey, Patrick Janik, Angelika Kammerl, Martina Neubauer, Dr. Franz Sengl und Angelika Wahmke zeigten sich bestürzt über die neuerlichen Verbalattacken auf die ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadträte, insbesondere durch Stadtoberhaupt und Bürgermeisterin Eva John (der Stadtrat habe es vergeigt).

 „Das hat nichts mehr mit Demokratie zu tun“, konstatierte CSU-Stadtrat Stefan Frey, und nannte als Beispiel beleidigende Äußerungen wie „Umfaller“ und „Verräter“. Der Stadtrat habe sich nach jahrzehntelangen Diskussionen endlich dazu durchgerungen, das neben der Seeanbindung wichtigste Projekt für die Stadt auf den Weg der Realisierung zu bringen – nämlich Starnberg endlich vom alles erdrückenden Durchgangsverkehr zu befreien. Er habe dabei Handlungsfähigkeit und Kompromissbereitschaft bewiesen, als er am 20.02.2017 für den Bau des Tunnels sowie der Planung einer ortsfernen Umfahrung votierte und damit einen Schlusspunkt unter jahrzehntelange Diskussionen setzte. Dies auf diese Weise zu brandmarken und einem konstruktiven Votum auf diese Weise nur destruktive Verhinderungspolitik entgegenzusetzen, das stelle wirklich alle demokratischen Grundsätze auf den Kopf. Schließlich habe die Bürgermeisterin und die ihr nahe stehenden Tunnelgegnergruppen sich 2014 und 2015 auf die Fahnen geschrieben, realisierbare Alternativen binnen weniger Jahre umzusetzen und seien schlicht an den Realitäten und der rechtlichen Umsetzbarkeit gescheitert. „Und nun spalten sie weiter die Bürgerinnen und Bürger diese Stadt“, so Frey. Da könne man nur noch den Kopf schütteln. 

Stellungnahme B 90/Die GRÜNEN Martina Neubauer: „Erneut zeigt die Bürgermeisterin, dass sie ihrer Aufgabe und Rolle - nämlich den Stadtrat und die Stadt zu einen - nicht gerecht wird. Das, was sie im Wahlkampf versprochen hat, nämlich Brücken zu bauen, ist nie eingetreten. Die Angebote zu einer konstruktiven Zusammenarbeit und zum Erarbeiten von Kompromissen - die hohe Kunst der Kommunalpolitik - kamen ausschließlich von unserer Seite. Herausragendes Beispiel ist mit Sicherheit die Entscheidung, den Tunnel zu bauen und eine Umfahrungsplanung weiter zu verfolgen. Stattdessen vertritt sie weiterhin nur ihre eigenen Interessen und die ihrer Unterstützer. Wir lassen uns nicht unterstellen, dass wir Beschlüsse „vergeigt“ hätten, wie die Bürgermeisterin dies kürzlich bei einer Versammlung der BI geäußert hat. Wir nehmen unseren Auftrag und unsere Aufgabe sehr ernst. Das Verhalten und Agieren der Bürgermeisterin und von Teilen des Stadtrats zeigt ein besorgniserregendes Verständnis von Demokratie.“

Stellungnahme Angelika Kammerl, Parteifreie: "Der Stadtratsbeschluss „Pro Tunnel“ erfolgte 2007 und wurde am 20.02.2017 bestärkt und mit „einer positiven Begleitung des Tunnelbaus und der Realisierung einer ortsfernen Umfahrung“ verabschiedet. Zum einen hätten die Gruppierungen WPS, BMS und FDP in der Zeit von März 2014 bis Mai 2016 mehrheitlich beschließen können, den Tunnelbau nicht weiter zu verfolgen und damit ein eindeutiges Signal an den Bund und das Land Bayern senden können (was sie nicht taten), zum anderen handelt die Frau Erste Bürgermeisterin nicht ihrer Pflicht zu objektiven Amtsführung und ihrer Amtsstellung entsprechend, wenn sie davon spricht, dass „der Stadtrat etwas vergeigt hat“. Kann sich ein bayerischer Wahlbeamter sich in dieser Art und Weise öffentlich positionieren, und einen Stadtrat damit öffentlich diskreditieren. Kann eine Erste Bürgermeisterin, wenn sie demokratisch getroffene Beschlüsse des Stadtrats nicht umsetzt, nicht beanstandet, äußern „dann klagt doch“. Kann eine Erste Bürgermeisterin, um den Stadtrat nicht einbinden zu müssen, Dringlichkeitsanordnungen benutzen, um ihre Entscheidungen durchzubringen. Dass sie es kann, beweist die Frau Erste Bürgermeister tagtäglich. Ist das demokratisch, moralisch korrekt. Ist das zum Wohle der Gemeinde? NEIN."


